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bleme der Fahrlässigkeit — aus. Ihre theoretische Bewälti­
gung setzt fundierte philosophische Positionen voraus, die 
im folgenden kurz zu charakterisieren sind.

Objektive Bedingungen und Fahrlässigkeit
Der Mensch eignet sich aktiv die Wirklichkeit an. Er ist kein 
Erfüllungsgehilfe objektiver Gesetzmäßigkeiten, die mensch­
liches Handeln wirkungslos werden lassen. Schon die Analyse 
von Bedingungskomplexen in einfachen Fällen (z. B. bei 
Pflichtverletzungen im Arbeitsschutz mit tödlichem Ausgang) 
zeigt, daß der Pflichtverletzer Bedingungen schuf, die den 
Arbeitsunfall ermöglichten; aber die Verwirklichung dieser 
Möglichkeit erfolgte unter vielen Bedingungen, zu denen auch 
das Verhalten der Kollegen und des Betroffenen und nicht 
nur des Leiters gehört. Menschliches Verhalten unterliegt 
objektiven Gesetzen, die eine innere Struktur haben, in der 
die notwendige Verwirklichung von Systemmöglichkeiten mit 
der bedingt zufälligen Verwirklichung der Elementmöglich­
keit verbunden ist Es gibt keinen gesetzmäßigen Automatis­
mus, der aus objektiven Bedingungen Fahrlässigkeit hervor­
bringt. Stets existieren objektive Möglichkeitsfelder als 
Grundlage von Verhaltensvarianten. Menschliches Handeln 
kann im Rahmen der Gesetze, durch Veränderung der Be­
dingungen, auch zur Modifizierung von Gesetzen führen. Das 
betrifft die Erweiterung oder Einengung des im Gesetz ent­
haltenen Möglichkeitsfeldes, aber auch die stochastische Ver­
teilung der zufälligen Verwirklichung von Elementmöglich- 
keiten.11

Wechselwirkung objektiver und subjektiver Faktoren
Die Konsequenz aus dieser dialektisch-deterministischen Hal­
tung ist, bei der Untersuchung und bei der nach eindeutigen 
Kriterien i. S. der §§ 7 und 8 StGB vorzunehmenden Feststel­
lung der Fahrlässigkeit stets die Wechselwirkung der objek­
tiven und subjektiven Faktoren zu berücksichtigen. So kann 
es durch spontanes und schöpferisches Handeln von Menschen 
zur Modifizierung der Abläufe durch die Änderung entspre­
chender Bedingungen kommen. Deshalb sind konkrete Bedin­
gungsanalysen errforderlich, die den Zeitfaktor beachten und 
die Bedingungen n a c h  dem u. U. als strafrechtlich relevant 
klassifizierten Ereignis nicht auf die Zeit vor diesem Ereig­
nis projizieren.

Der Mensch bewährt sich als verantwortungsbewußtes 
Wesen gerade in Entscheidungssituationen. Daher müssen alle 
Rechtsnormen die Möglichkeit enthalten, Neues zu gestalten, 
auch wenn das Neue den bisherigen Verhaltensweisen nicht 
entspricht. So muß gerade bei der Prüfung der Fahrlässigkeit 
der Mensch als verantwortungsbewußt handelndes Wesen, 
das unter bestimmten Bedingungen der Spontaneität unter­
liegt, ebenso beachtet werden, wie die Bedingungen, die Spon­
taneität fördern. In diesem Sinne ist u. E. die Bedeutung des 
§ 20 StGB (der Widerstreit der Pflichten) in entschieden stär­
kerem Maße in die Bewertung bestimmter Handlungen ein­
zubeziehen.

Die statistische Denkweise verlangt ein tieferes Eindringen 
in die objektive Dialektik der Entwicklung der Natur, der 
Gesellschaft und des Bewußtseins. Sie verweist auf die dia­
lektischen Beziehungen in Erkenntnis- und Entscheidungs­
prozessen, wobei die Hierarchie von allgemeinen und beson­
deren, koexistierenden und einander widersprechenden ob­
jektiven Gesetzen zu berücksichtigen ist.

Die Beziehungen zum sozialistischen Recht sind offensicht­
lich: Rechtsnormen müssen den Erkenntnisstand zur objekti­
ven und subjektiven Dialektik, zu Gesetz, Kausalität und Zu­
fall, zur Rolle von Entscheidungen berücksichtigen. Die not­
wendig sich verwirklichenden Entwicklungstendenzen in der 
Verflechtung von wissenschaftlich-technischer Revolution und 
gesellschaftlicher Entwicklung müssen erkannt werden, um 
sie rechtlich auf Effektivitätssteigerung und Humanitäts­
erweiterung zu orientieren.

Regelung der Möglichkeitsfelder
menschlichen Verhaltens

Möglichkeitsfelder menschlichen Verhaltens müssen über 
Rechtsnormen gesellschaftlich geregelt werden. Dazu ist auch 
zu prüfen, ob diese Wertvorstellungen, die unseren morali­
schen und rechtlichen Bewertungen zugrunde liegen, den ge­
sellschaftlichen Werten adäquat sind, denn gesellschaftliche 
Werte sind Bedeutungsrelationen von Sachverhalten für den 
Menschen, die Nützlichkeit, Sittlichkeit und Schönheit um­
fassen. An der Spitze der Wertehierarchie im Sozialismus 
steht der Freiheitsgewinn der Persönlichkeit im Frieden durch 
gesellschaftlichen Fortschritt. Da Normen Wertmaßstäbe und 
Regulatoren des'Handelns sind, können sie den Werten ent­
weder entsprechen oder widersprechen. Orientiert die Norm

auf Routine, dann ist Schöpfertum als integraler Bestandteil, 
als Freiheitsgewinn nicht gefragt.

Rechtsnormen müssen daher die aus Möglichkeitsfeldern 
sich ergebende Varianzbreite menschlichen Handelns berück­
sichtigen, um das Handeln im Sinne der gesellschaftlichen 
Werte zu regulieren. Deshalb kommt ihnen eine entschei­
dende Bedeutung zu. Sie müssen so eng sein, daß Antihuma­
nes wirksam bekämpft und Effektivitätseinbußen verhindert 
oder bestraft werden, — sie müssen aber auch so weit sein, 
daß positive Initiativen nicht nur ermöglicht, sondern geför­
dert werden.

Kampf gegen Subjektivismus
durch Analyse der Zusammenhänge

Die Verwirklichung von Möglichkeiten zu untersuchen ver­
langt u. a., die Existenz objektiver Zufälle zu berücksichtigen. 
Jedes einzelne Ereignis ist in umfassendere Zusammenhänge 
eingebettet. Nur durch eine exakte Analyse dieser Zusammen­
hänge gelingt es, Subjektivismus z. B. auch bei der Interpre­
tation von Normen auszuschließen. Der notwendige Kampf 
gegen den Subjektivismus muß sowohl gegen die Mißachtung 
objektiver Entwicklungstendenzen als auch gegen die Miß­
achtung von rechtlichen und moralischen Normen geführt 
werden. Beide Formen des Subjektivismus sind eng mitein­
ander verbunden, unterscheiden sich jedoch in ihrer Ent­
stehung und ihrem Wirken voneinander. Das ist bei der mo­
ralischen und rechtlichen Bewertung zu beachten.

Der Subjektivismus erster Art, der objektive Erfordernisse 
nicht berücksichtigt, wird meist durch gesellschaftliche Träg­
heit verursacht. Er kann sich sogar demokratisch tarnen, wo­
bei mit vielen Beratungen und Rückversicherungen Entschei­
dungen nicht rechtzeitig getroffen werden. Er macht das Recht 
auf demokratische Mitbestimmung zur Flucht aus der Verant­
wortung. Auch hier müssen Rechtsnormen helfen, diese Träg­
heit zu durchbrechen.

Der Subjektivismus zweiter Art richtet sich gegen gesetz­
liche Forderungen nach demokratischer Beratung und Kon­
trolle. Es zeugt von der Unterschätzung der Kraft des Kol­
lektivs und von der Überhebung der eigenen Persönlich­
keit, wenn objektiv erforderliche Entscheidungen nicht ent­
sprechend den demokratischen Verfahrensvorschriften bera­
ten, getroffen und durchgesetzt werden. Diese Art des Sub­
jektivismus hat für die Fahrlässigkeit besondere Bedeutung, 
denn Kritik und Selbstkritik werden mißachtet und dem 
Selbstlauf und der Routine vertraut Das Verantwortungs­
bewußtsein wird durch ihn wesentlich eingeschränkt. Die be­
wußte Überschätzung der eigenen Fähigkeiten, des eigenen 
Erkenntnisvermögens und die Auffassung, daß alles von 
allein gut gehe, sind Grundlagen der Fahrlässigkeit. Die 
Überwindung dieser Art des Subjektivismus kann nur durch 
Erziehung -zu Verantwortungsbewußtsein geschehen.

Beziehungen zwischen philosophischen Positionen
und der individuellen strafrechtlichen Verantwortlichkeit

Wahrscheinlichkeit und Forderung 
nach sachkundiger Entscheidung

In der Diskussion um die statistische Denkweise wurde nicht 
selten der Vorwurf erhoben, daß die Einbeziehung von Wahr­
scheinlichkeiten in die Bedingungsanlayse zu theoretischen 
Schwierigkeiten führen könne. Die Existenz objektiver Unbe­
stimmtheiten ist nicht mit Unsicherheiten oder gar Verant­
wortungslosigkeit in der Entscheidung gleichzusetzen. Die 
Existenz von Wahrscheinlichkeiten hebt die Forderung nach 
sachkundiger Entscheidung nicht auf. Im Gegenteil! Entschei­
dungen haben die reale Dialektik des Lebens und keine aus­
gedachte Welt von völlig überschaubaren Automatismen zum 
Gegenstand. Es gibt u. E. keine risikofreie Planung und keine 
risikolosen Entscheidungen, weil unterschiedliche Ziele und 
Interessen, gegensätzliche Auffassungen und Wertvorstellun- 
gen, aber auch bestimmte Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie 
Charaktere von Menschen existieren. F. Engels vergleicht das 
mit einem Kräfteparallelogramm, das eine Resultante — den 
gesetzmäßigen Verlauf — hat.

Strafrechtliche Verantwortlichkeit betrifft jedoch Indivi­
duen, deren Sachkunde, Risikobereitschaft und Entschei­
dungsfreude bei — möglichem fahrlässigem Fehlverhalten 
analysiert werden muß. Entscheidungen basieren dabei auf 
der Kenntnis der gesetzmäßigen Tendenz des Möglichkeits-

11 H. Hörz/K. F. Wessel, Philosophische Entwicklungstheorie — welt­
anschauliche, erkenntnistheoretische und methodologische Pro­
bleme der Naturwissenschaften, Berlin 1983.


